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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Anwendung der Vorschriften für die Bewertung des Grundvermögens 
i.d.F des JStG 2022 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 31. März 2023 die gleich 
lautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder zur Anwendung der 
Vorschriften des Sechsten Abschnitts des Zweiten Teils des 
Bewertungsgesetzes, insbesondere zur Bewertung des Grundvermögens im 
Ertrags- und Sachwertverfahren sowie zur Bewertung der Sonderfälle 
veröffentlicht. 

Hintergrund 

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 wurden die Vorschriften des Sechsten 
Abschnitts des Zweiten Teils des Bewertungsgesetzes, insbesondere zur 
Bewertung des Grundvermögens im Ertrags- und Sachwertverfahren sowie zur 
Bewertung der Sonderfälle, an die Verordnung über die Grundsätze für die 
Ermittlung der Verkehrswerte von Immobilien und der für die Wertermittlung 
erforderlichen Daten (Immobilienwertermittlungsverordnung – ImmoWertV) vom 
14. Juli 2021, BGBl I, Seite 2805, für Bewertungsstichtage nach dem 31. 
Dezember 2022 angepasst. 

Infolge der Änderungen in §§ 177, 181, 183, 184, 185, 187, 188, 189, 190, 191, 
193, 194, 195 BewG sowie in den Anlagen 21 bis 25 BewG ergeben sich 
entsprechende Folgeänderungen in den Richtlinien, die in den gleich lautenden 
Erlassen geregelt werden. 

Fundstelle 

Gleich lautende Erlasse vom 20. März 2023, FM3-S 3010-6/9.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/Erbschaft_und_Schenkungsteuer/2023-03-20-gle-anwendung-der-vorschriften-fuer-die-bewertung-des-grundvermoegens-anlage.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 6. April 2023 

 
 
Anteile an einer "Corporation" nach US-amerikanischem Recht 
gehören zu den ähnlichen Beteiligungen i.S. des § 17 Abs. 1 Satz 
3 EStG. § 17 Abs. 1 Satz 1 EStG knüpft typisierend an die Höhe 
der nominellen Beteiligung am Grund- oder Stammkapital der 
(inländischen) Kapitalgesellschaft an; bei Auslandskapital-
gesellschaften ist auf eine entsprechende Bezugsgröße 
abzustellen, die die kapitalmäßige Beteiligung des Gesellschafters 
in vergleichbarer Weise wiedergibt. 
 
Diese Bezugsgröße muss bei Auslandskapitalgesellschaften, die 
nicht dem deutschen Gesellschaftsrecht unterliegen, Auskunft über 
das tatsächlich übernommene Gesellschaftskapital geben. 
Maßgeblich ist, welchen Beitrag der Gesellschafter zu dem durch 
Einlagen gebildeten Gesellschaftsvermögen erbracht hat; damit 
korrespondiert sein Anspruch auf Beteiligung an der Substanz der 
Kapitalgesellschaft. Auf eine Größe, die dem genehmigten Kapital 
nach deutschem Recht entspricht, kann in diesem Zusammenhang 
auch dann nicht abgestellt werden, wenn sie sich als einzige aus 
einem öffentlichen Register ergibt. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Bei einem Termingeschäft als Sicherungsgeschäft setzt die 
Annahme einer gegenläufigen Erfolgskorrelation voraus, dass mit 
dem Termingeschäft ein aus dem Grundgeschäft resultierendes 
Risiko zumindest teilweise abgesichert wird. 
 
Eine gegenläufige Erfolgskorrelation von Grund- und 
Sicherungsgeschäft ist nicht gegeben, wenn das Risiko der 
variablen Verzinsung eines Darlehens infolge der Vereinbarung 
eines Zins-Währungsswaps nicht nur durch ein anderes Risiko 
(Währung) ersetzt, sondern auch das ursprüngliche Grundgeschäft 
faktisch mit Risiken ähnlich denen eines Fremdwährungsdarlehens 
belastet und damit zusätzlichen Risiken ausgesetzt wird. 
 
Bei Verlusten aus Termingeschäften aus der Beteiligung an einer 
Personengesellschaft ist die Feststellung des verbleibenden 
Verlustvortrags gemäß § 15 Abs. 4 i.V.m. § 10 
Zum Urteil 
 
 

  

Urteil IX R 23/21: 
Relevante Beteiligung 
gemäß § 17 Abs. 1 
EStG an einer 
"Corporation" nach US-
amerikanischem Recht 
(Delaware) 
 
 
 
 
14. Februar 2023 

Urteil IV R 34/19: 
Verlustausgleichs- 
und -abzugs-
beschränkung bei 
Zins-Währungsswaps 
 
 
 
 
9. Februar 2023 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310079/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310079/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310077/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310077/
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Wird ein Erlassantrag von einer sachlich unzuständigen Behörde 
abgelehnt, ist die Klage auch dann gemäß § 63 Abs. 1 Nr. 2 FGO 
gegen diese Ausgangsbehörde zu richten, wenn die 
Einspruchsentscheidung von der für die Ausgangsentscheidung 
sachlich und örtlich zuständigen Behörde getroffen wird. 
Der Heilungstatbestand des § 126 AO erfasst nicht den Mangel der 
fehlenden sachlichen Zuständigkeit. 
 
Die rechtswidrige Ablehnung des Erlasses einer 
Kindergeldrückforderung durch eine sachlich unzuständige 
Behörde wird nicht dadurch rechtmäßig, dass die für die Prüfung 
des Erlasses sachlich und örtlich zuständige Familienkasse den 
Einspruch gegen den Ausgangsbescheid als unbegründet 
zurückweist. 
 
Zum Urteil 
 
 
Eine nicht in der Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts errichtete Arbeitsgemeinschaft nimmt i.S. von § 5 Abs. 1 
Nr. 21 Satz 1 KStG die ihr durch Gesetz zugewiesenen Aufgaben 
wahr, wenn ihre Leistungen bei einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts im Rahmen eines Betriebs gewerblicher Art erbracht 
werden. 
 
 
 
 
 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Die gemäß § 21 Abs. 3 FVG erfolgende Anordnung der Teilnahme 
des Gemeindeprüfers an einer die Gewerbesteuer betreffenden 
Außenprüfung des FA ist nicht aufgrund des Bestehens von 
Vertragsbeziehungen zwischen dem Steuerpflichtigen und der 
Gemeinde rechtswidrig.  
 
Die berechtigten Interessen des Steuerpflichtigen in Bezug auf die 
Nichtoffenlegung von für die Vertragsbeziehungen relevanten 
Unterlagen und/oder Daten sind dadurch zu schützen, dass der 
Außenprüfer des FA während der jeweiligen Außenprüfung 
darüber entscheidet, welche Informationen er an den 
Gemeindeprüfer weitergibt. 
 
Der Steuerpflichtige hat dem Außenprüfer im Rahmen seiner 
Informations- und Mitwirkungspflicht während der Außenprüfung 
Gegenstand und Umfang der Vertragsbeziehungen zur Gemeinde 
zu erläutern und die Unterlagen und/oder Daten im Einzelnen zu 

Urteil III R 2/22: Keine 
Heilung der 
sachlichen 
Unzuständigkeit durch 
Einspruchsent-
scheidung der 
sachlich und örtlich 
zuständigen Behörde 
 
 
 
19. Januar 2023 

Urteil V R 12/21: 
Körperschaftsteuerbef
reiung für 
Arbeitsgemein-
schaften 
 
 
 
 
 
 
15. Dezember 2022 

Urteil III R 25/21: Kein 
Ausschluss der 
Teilnahmebefugnis 
des Gemeindeprüfers 
aufgrund 
Vertragsbeziehungen 
zwischen 
Steuerpflichtigem und 
Gemeinde 
 
20. Oktober 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310076/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310076/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310078/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310078/
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bezeichnen, die von der Offenbarung gegenüber dem 
Gemeindebediensteten ausgenommen werden sollen. 
 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 

Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 
Urteil IV R 23/20: Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 09.02.2023 IV 
R 34/19 - Verlustausgleichs- und -abzugsbeschränkung bei Zins-
Währungsswaps 
9. Februar 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil III R 35/21: Keine gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung von 
Aufwendungen für Messestände und Messestandflächen bei 
Produktionsunternehmen 
20. Oktober 2022 
Zum Urteil  
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Zurechnung von Grundstücken nach Abschluss einer 
Vereinbarungstreuhand 
Ein inländisches Grundstück ist einer Gesellschaft im Zeitpunkt der Entstehung 
der Steuerschuld für den nach § 1 Abs. 3 GrEStG der Grunderwerbsteuer 
unterliegenden Rechtsvorgang zuzurechnen, wenn sie zuvor in Bezug auf dieses 
Grundstück einen unter § 1 Abs. 1 GrEStG (und die Verwertungsbefugnis 
einschließenden) oder einen unter § 1 Abs. 2 GrEStG fallenden Erwerbsvorgang 
verwirklicht hat. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 

Sachverhalt 
Die Klägerin erwarb vom Veräußerer B im Wege eines Share Deals 100 % der 
Anteile an der DN. Die DN war teils mittelbar, teils unmittelbar zu insgesamt 100 
% an drei GmbHs (TG) beteiligt, die Eigentümer inländischen Grundbesitzes in 
verschiedenen Bundesländern und Finanzamtsbezirken waren. 
An dem streitgegenständlichen Grundbesitz war bereits vor dem Share Deal 
zugunsten des B ein Treuhandverhältnis vereinbart worden. Danach hielten die 
TG den Grundbesitz für Rechnung und auf Gefahr des Treugebers und waren auf 
Verlangen jederzeit zur Herausgabe des Treugutes verpflichtet und mussten 
hierzu alle zur dinglichen Übertragung erforderlichen Erklärungen abzugeben. 
Neben dem Share Deal übernahmen die TG von B auch alle Rechte und Pflichten 
aus den o.g. Treuhandverhältnissen. Die Finanzverwaltung qualifizierte sowohl 
die Übernahme des Treuhandverhältnisses als auch den Share Deal als 
grunderwerbsteuerbar. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310075/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310075/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350050/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350051/
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Die Klage vor dem Hessischen Finanzgericht hatte Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Die Vorentscheidung war bereits aus verfahrensrechtlichen Gründen aufzuheben. 
Das Finanzgericht durfte den angefochtenen Feststellungsbescheid nicht nach § 
100 Abs. 2 FGO ändern. Hat das Finanzamt in einem Feststellungsbescheid nach 
§ 17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GrEStG Feststellungen zu mehreren Grundstücken 
getroffen, von denen eines oder mehrere nicht in die Feststellungen hätte 
einbezogen werden dürfen, ist der Bescheid insgesamt rechtswidrig und deshalb 
aufzuheben. Eine bloße Änderung oder nur teilweise Aufhebung des 
Feststellungsbescheids ist nicht möglich. 
Im Ergebnis zu Recht ist das Finanzgericht davon ausgegangen, dass die 
Grundstücke am 19. April 2004 der DN nicht mehr i.S. des § 1 Abs. 3 GrEStG 
"gehörten". Entgegen der Auffassung des Finanzgerichts konnte der Fehler des 
Finanzamts in dem angegriffenen Bescheid aber nicht durch dessen Änderung 
behoben werden. 
Ein inländisches Grundstück ist einer Gesellschaft im Zeitpunkt der Entstehung 
der Steuerschuld für den nach § 1 Abs. 3 GrEStG der Grunderwerbsteuer 
unterliegenden Rechtsvorgang zuzurechnen, wenn sie zuvor in Bezug auf dieses 
Grundstück einen unter § 1 Abs. 1 GrEStG (und die Verwertungsbefugnis 
einschließenden) oder einen unter § 1 Abs. 2 GrEStG fallenden Erwerbsvorgang 
verwirklicht hat. 
Für Zwecke des § 1 Abs. 3 GrEStG ist es ihr nicht mehr zuzurechnen, wenn ein 
Dritter in Bezug auf dieses Grundstück einen unter § 1 Abs. 1 GrEStG (und die 
Verwertungsbefugnis einschließenden) oder einen unter § 1 Abs. 2 GrEStG 
fallenden Erwerbsvorgang verwirklicht hat. 
Der BFH kann über die Entscheidung des Finanzgerichts hinaus zu Lasten des 
Revisionsklägers in der Sache entscheiden, wenn die Entscheidung eine 
unvermeidbare Folge einer prozessual gebotenen Aufhebung des angefochtenen 
Urteils und der erneuten Entscheidung über den Klageantrag ist. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 14. Dezember 2022 (II R 40/20), veröffentlicht am 30. März 2023. 
 
EuGH-Vorlage zur Umsatzbesteuerung der Wärmeabgabe aus einer Biogas-
Anlage 
Der Bundesfinanzhof hat den Europäischen Gerichtshof um Vorabentscheidung 
zu Fragen der Ermittlung der Bemessungsgrundlage für die unentgeltliche 
Abgabe von Wärme aus einem mit einer Biogasanlage betriebenen 
Blockheizkraftwerk und der Berechnung der damit in Zusammenhang stehenden 
Selbstkosten gebeten. 

Hintergrund 
Die Klägerin betreibt eine Biogasanlage zur Erzeugung von Biogas aus 
Biomasse. Das erzeugte Biogas wurde im Jahr 2008 (Streitjahr) zur dezentralen 
Strom- und Wärmeproduktion in einem angeschlossenen Blockheizkraftwerk 
(BHKW) genutzt, indem es einem Verbrennungsmotor zugeführt wurde, der einen 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228510/grunderwerbsteuer-nach-1-abs.-3-grestg-verwertungsbefugnis-an-einem-grundstueck/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310072/
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Generator antrieb. Der so produzierte Strom wurde überwiegend in das 
allgemeine Stromnetz eingespeist und von dem Stromnetzbetreiber vergütet. Die 
durch diesen Prozess ebenfalls erzeugte Wärme diente zu einem Teil dem 
Produktionsprozess. Den überwiegenden Teil der Wärme überließ die Klägerin 
dem Unternehmer A "kostenlos" zur Trocknung von Holz in Containern und der B 
GbR (B), die mit der Wärme ihre Spargelfelder beheizte. 
Im Streitjahr erhielt die Klägerin für die Lieferung von Strom vom 
Stromnetzbetreiber neben der sogenannten Mindest-Einspeisevergütung nach § 
8 Abs. 1 Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) einen Erhöhungsbetrag nach § 8 
Abs. 3 EEG (sog. Kraft-Wärme-Kopplung (KWK)-Bonus), weil es sich bei dem 
von ihr erzeugten Strom um solchen für die Erhaltung, die Modernisierung und 
den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung handelte. Auch dieser KWK-Bonus wurde 
vom Finanzamt in die Bemessungsgrundlage der steuerpflichtigen Umsätze 
einbezogen. Da die Klägerin den Wärmeabnehmern kein Entgelt in Rechnung 
stellte, ging das FA von einer unentgeltlichen Entnahme der Wärme an A und B 
aus. 
Das Finanzgericht hatte der Klage im zweiten Rechtsgang teilweise stattgegeben: 
Die Umsatzsteuer für die unentgeltlichen Wertabgaben bemesse sich nach den 
Selbstkosten, die nach der sog. Marktwertmethode zu berechnen seien. Es sei 
auf die Marktwerte für Strom und Wärme am konkreten Ort der Klägerin 
abzustellen. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH legt dem EuGH die folgenden drei Fragen zur Auslegung von Art. 16 
und Art. 74 MwStSystRL zur Vorabentscheidung vor: 
1. Handelt es sich um die "Entnahme eines Gegenstands durch einen 
Steuerpflichtigen aus seinem Unternehmen ... als unentgeltliche Zuwendung" i.S. 
von Art. 16 MwStSystRL, wenn ein Steuerpflichtiger Wärme aus seinem 
Unternehmen unentgeltlich an einen anderen Steuerpflichtigen für dessen 
wirtschaftliche Tätigkeit abgibt (hier: Zuwendung von Wärme aus dem 
Blockheizkraftwerk eines Stromlieferanten an ein landwirtschaftliches 
Unternehmen zum Beheizen von Spargelfeldern)? Kommt es hierfür darauf an, ob 
der steuerpflichtige Empfänger die Wärme für Zwecke verwendet, die ihn zum 
Vorsteuerabzug berechtigen? 
§ 3 Abs. 1b UStG beruht auf Art. 16 MwStSystRL und entspricht dieser Vorgabe. 
Nach beiden Regelungen wird eine unentgeltliche Zuwendung einer Lieferung 
von Gegenständen gegen Entgelt gleichgestellt, wenn dieser Gegenstand oder 
seine Bestandteile zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt haben. 
Im Streitfall handelt es sich bei den Wärmelieferungen an A und B um 
unentgeltliche Zuwendungen in diesem Sinne, da der Betrieb des BHKW mit 
Biogasanlage die Klägerin zum vollen Vorsteuerabzug berechtigte. 
Zu beachten sei aber, so der BFH, dass der Entnahme als unentgeltliche 
Zuwendung nach Art. 16 Satz 1 Fall 3 MwStSystRL nach dem Willen des 
Unionsgesetzgebers eine gegenüber der Privatentnahme gemäß Art. 16 Satz 1 
Fall 1 und 2 MwStSystRL eigenständige Funktion zukommen soll. Dies lasse es 
zweifelhaft erscheinen, ob die unentgeltliche Zuwendung denselben 
Beschränkungen wie die Privatentnahme unterliegen soll, da bei Anwendung des 
Kriteriums eines unversteuerten Endverbrauchs für Art. 16 Satz 1 Fall 3 
MwStSystRL möglicherweise kein eigenständiger Anwendungsbereich verbleibt 
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

2. Schränkt der Tatbestand der Entnahme (Art. 16 MwStSystRL) den 
Selbstkostenpreis i.S. des Art. 74 MwStSystRL in der Weise ein, dass bei seiner 
Berechnung nur vorsteuerbelastete Kosten einzubeziehen sind? 
Art. 74 MwStSystRL dient der Verwirklichung des in Art. 16 Satz 1 MwStSystRL 
genannten Entnahmetatbestandes, da sich aus Art. 74 MwStSystRL die 
Bemessungsgrundlage für diese Entnahme ergibt. Dies rechtfertigt es aus der 
Sicht des BFH, die mit Art. 16 MwStSystRL verfolgten Zielsetzungen auch bei der 
Auslegung von Art. 74 MwStSystRL zu berücksichtigen. 
Zwar ist die Besteuerungsgrundlage für Gegenstände oder gleichartige 
Gegenstände nur dann der "Selbstkostenpreis", wenn es keinen Einkaufspreis für 
gleichartige Gegenstände gibt. Dies ist nach der Rechtsprechung des BFH 
vorliegend der Fall, weil A und B nicht an ein Wärmenetz angeschlossen sind, 
das einen Bezug von Wärme von Dritten gegen Entgelt ermöglicht hätte. Folglich 
ist der Selbstkostenpreis des Art. 74 MwStSystRL für die Entscheidung im 
Streitfall maßgeblich. Sind in den Selbstkostenpreis nur vorsteuerbelastete 
Aufwendungen einzubeziehen, mindert dies die Steuerbemessungsgrundlage für 
die Wärmeentnahme. 
3. Gehören zum Selbstkostenpreis nur die unmittelbaren Herstellungs- oder 
Erzeugungskosten oder auch nur mittelbar zurechenbare Kosten wie z.B. 
Finanzierungsaufwendungen? 
Die insoweit bestehenden Zweifel ergeben sich für den BFH aus den auf 
Fremdkapitalzinsen bezogenen Ausführungen des EuGH im Urteil Property 
Development Company, Urteil vom 23.04.2015 - C-16/14, Rz 40). Danach ist es 
unerheblich, ob der (gegenüber dem Selbstkostenpreis vorrangig anzuwendende) 
Einkaufspreis gleichartiger Gebäude Fremdkapitalzinsen umfasst, die 
gegebenenfalls bei der Errichtung dieser Gebäude gezahlt wurden. 
Fundstelle 
BFH-Urteil vom 22. November 2022 (XI R 17/20), veröffentlicht am 30. März 
2023. 

 

 
 
 
 
 
 
Business Meldungen 
 
Nach dem Spiel ist vor dem Spiel: Zum Urteil des EuGH über die Rechte der 
Käufer beim Einsatz sog. „Thermofenster“ (Rs. C-100/21) 
  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=CFAFF6CD69316B5BAC23716CCA3251E2?text=&docid=163881&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=3917912
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310074/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Nach dem EuGH-Urteil vom 21. März 2023 zur käuferschützenden Wirkung des 
europäischen Fahrzeuggenehmigungsrechts (Rs. C-100/21) droht der Branche 
eine neue Klagewelle. Worauf müssen sich Automobilhersteller jetzt gefasst 
machen? Und welche Haftungsfragen bleiben auch nach dem Urteil ungeklärt? 
 
Den Beitrag unserer Expertin Dr. Anne Grunwald finden Sie hier. 
 
 
Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine, 4. April 2023 
  
Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 
 
Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 

 
Terminplaner 
  
Zweite Fachtagung „Trade Compliance“ 
Webinar 18.04. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/trade-compliance
https://legal.pwc.de/de/news/fachbeitraege/nach-dem-spiel-ist-vor-dem-spiel-urteil-des-eugh-zu-kaeuferrechten-bei-einsatz-von-thermofenstern
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/236675/krieg-in-der-ukraine-lagebild-zur-aktuellen-situation-in-der-ukraine-4.-april-2023/?download=232738
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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